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Kommunales Engagement und Privatinitiative —
75 Jahre nichtstaatliche Archivpflege in Westfalen

von Norbert Reimann

Am 20. Mai 1927 fasste der Provinzialausschuss der
Provinz Westfalen einen Beschluss, der zundchst we-
nig spektakuldr erschien: Er bewilligte »im Interesse der
Férderung des westfédlischen Archivwesens« einen Be-
trag von 12.500 Reichsmark, von denen 4.000 fir den
Ankauf von Urkunden bestimmt waren, die sich vor al-
lem auf das westfalische Industriegebiet erstreckten, und
5.500 der Fortsetzung der Inventarisation der nichtstaat-
lichen Archive sowie den Druck dieser Inventare dienten.
Die verbleibenden 3.000 Reichsmark sollten »zur Ein-
richtung einer ehrenamtlichen provinziellen Archivpfle-
ge« verwendet werden.

Bei den erwahnten Urkunden handelte es sich um einen
um einen Bestand von 140 Urkunden und 9 Lehnsproto-
kolle der Grafen von Limburg-Styrum, der als Depositum
dem Staatsarchiv Ubergeben wurde. Die MaBnahmen
der Inventarisierung nichtstaatlicher Archive waren be-
reits 1898 durch die Historische Kommission fir Westfa-
len begonnen worden und fiihrten bis 1937 zu insgesamt
17 Béanden der sog. »alten INA-Reihe«, die seit 1961 in
der »neuen« Reihe gleichen Namens fortgesetzt wird.

Was aus jenen bescheidenen 3.000 Reichsmark gewor-
den ist, die fUr die Einrichtung einer Archivberatungsstel-
le gedacht waren, soll Thema dieses Vortrags sein. Diese
waren das Startkapital flir den Aufbau einer planmaBi-
gen Sorge und Férderung der zahlreichen nichtstaatli-
chen Archive Westfalens und der erste Schritt zu der
Einrichtung, die lhnen allen heute als Westfélisches Ar-
chivamt bekannt ist.

Naturlich kann im folgenden Beitrag die 75jéhrige Ge-
schichte der Archivpflege in Westfalen nicht umfassend
und detailliert dargelegt werden. Die Darstellung muss
sich vielmehr auf einige punktuelle Aspekte beschran-
ken, da dieser historische Riickblick nicht Selbstzweck
sein, sondern der Einstieg in die Tagungsthematik des
54. Westfélischen Archivtags darstellen sollte, der sich in
den folgenden Referaten und Diskusionsbeitrdgen mit ak-
tuellen Fragen der Férderung archivischer Arbeit in West-
falen befasst hat.

Die Vorgeschichte

Naturlich kam die Idee der Griindung einer Archivbera-
tungsstelle nicht von ungefahr, sondern hatte eine lange-
re Vorgeschichte. Nachdem das staatliche Archivwesen
in Westfalen durch die Einrichtung des Staatsarchivs in
Minster bereits von 1829 an mehr und mehr geordnet
worden war, vergingen noch Jahrzehnte, bevor Wissen-
schaft und Offentlichkeit ihr Interesse den Archiven zu-
wandten, die sich nicht in der Obhut des Staates befan-
den. Das Interesse an diesen Archiven, also an solchen,
die sich im Besitz von Stadten, Kirchen oder Privatper-
sonen befanden, entwickelte sich erst allméhlich. Da
gab es seit 1824, zunéachst in Paderborn, spater auch in
Minster, den Verein flr Geschichte und Altertumskun-
de Westfalens. Dieser sah den Schwerpunkt seiner Ar-
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beit in der Herausgabe eines Westfélischen Urkunden-
buches und sammelte unsystematisch Archivalien, die
zu einem »Archiv« zusammengefiihrt wurden. Derarti-
ge Aktivitdten, wenngleich wir ihnen sicherlich die Erhal-
tung manch wertvollen Schriftstlicks zu verdanken haben,
hatten mit einer gezielten Archivpflege nichts zu tun, ka-
men vielmehr in gewisser Weise eher einer Ausplinde-
rung kleiner kommunaler, kirchlicher oder privater Archi-
ve gleich. Bemuhungen um die Erhaltung geschlossener
Archivkérper gingen dagegen in der zweiten Halfte des
19. Jahrhunderts zuerst von historischen Vereinen in den
Stadten aus.

Eine systematische Sichtung und Groberfassung des in
den Archiven der Stadte, der Kirchengemeinden und des
Adels in Westfalen uberlieferten Archivgutes machte sich
die 1896 gegriindete Historische Kommission der Pro-
vinz Westfalen zur Aufgabe. Hier ging es jedoch fast aus-
schlieBlich um eine inhaltliche Erfassung dieser Quellen,
die ihren Niederschlag in den eben erwéhnten »Inventa-
ren der nichtstaatlichen Archive Westfalens« fand. Auch
hierbei kam es in einzelnen Féllen zur Ausplinderung pri-
vater Archive, wie z.B. bei der Entfernung der Korrespon-
denzen des Franz Caspar Buchholz und der Furstin Gal-
litzin aus dem Archiv Welbergen durch Professor Ludwig
Schmitz-Kallenberg, den spateren Direktor des Staatsar-
chivs Munster, der diese Papiere an den Altertumsverein
und die Universitatsbibliothek verduBerte. Somit stellte
auch die Inventarisation, so wichtig sie fiir die Forschung
z.T. bis heute ist, keine Archivpflege im eigentlichen Sin-
ne dar, intendierte sie doch weder eine archivische Ord-
nung noch die konservatorische Sicherung des vorgefun-
denen Archivgutes.

Eher archivpflegerischen Charakter hatten dagegen
MaBnahmen in Bayern und Schleswig-Holstein. In Bay-
ern setzten durch die staatliche Archivverwaltung bereits
1906 Bestrebungen ein, die Archive der Gemeinden auf-
zusuchen, zu sichten und erste Ordnung- und Siche-
rungsmafBnahmen in die Wege zu leiten. Diese Arbeiten
fanden 1921 ihren Niederschlag in einer kleinen Veréf-
fentlichung, die den Titel » Winke fiir die bayerischen Ge-
meindebehérden zum Ordnen ihrer Gemeindearchive«
trug. In Schleswig-Holstein begann die Provinzialver-
waltung 1923 mit der Erfassung nichtstaatlicher Archive,
ahnlich wie in Sachsen. In Schleswig-Holstein und Schle-
sien entstanden in den 1920er Jahren bereits »Kreisar-
chive«, die sich als Sammelstétten fir kommunales und
privates Archivgut einer Region verstanden.

All diesen Initiativen fehlte jedoch ein wirklich tragfahiger
institutioneller Rahmen, um diesen Bemihungen eine
dauerhafte Wirksamkeit zu verschaffen: Geschichts- und
Altertumsvereinen fehlte es an finanziellen Méglichkei-
ten wie auch meist an speziellem Sachverstand, Provin-
zial- und andere Behdérden muften sich mangels eigener
Fachleute des Fachwissens und der realen Unterstit-
zung durch die Staatsarchive bedienen, letztere wiede-
rum konnten die Aufgaben einer systematischen, auf die
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Flache zielenden Pflege der nichtstaatlichen Archive ne-
ben ihren eigentlichen Aufgaben nicht bewaltigen. Zudem
zielten deren Aktivitaten letztendlich immer darauf, histo-
rische wertvolle Bestande, in der Regel Urkunden und
Codices, auszusondern und auf Dauer in die eigenen Ar-
chive zu tberfihren. Die Masse der Gemeinde- oder Guts-
akten des 17., 18. oder gar des 19. Jahrhunderts stief3 al-
lenfalls auf gemaBigtes Interesse.

Die Griindung der Vereinigten Westféilischen Adels-
archive e.V.

Daher war es in der Tat ein vollig neuer Ansatz, als am
14. Dezember 1923 in Minster von etwa 20 privaten Ar-
chiveigentimern ein Verein mit dem Namen »Vereinig-
ten Westfalischen Adelsarchive e.V.« gegriindet wurden.
Dieser hatte sich zum Ziel gesetzt, in Verantwortung der
Eigentimer selbst fir den Erhalt und die wissenschaft-
liche Zugéanglichkeit der in den Archiven des westfali-
schen Adels verwahrten historischen Zeugnisse Sorge
zu tragen. Vater dieser |dee war der Historiker Dr. Hein-
rich Glasmeier, der im Jahr zuvor zum hauptamtlichen
Archivar des Landsberg-Velenschen Gesamtarchivs be-
stellt worden war. Seine Vorstellungen gingen urspring-
lich dahin, in Mlnster — als Pendant zum Staatsarchiv —
ein zentrales Adelsarchiv zu errichten, in dem moglichst
alle Archivbestande aus der Provinz zusammengefuhrt
werden sollten. Diesen Plan lieB er jedoch bald wieder
fallen. Nicht nur, weil das Geld zur Errichtung oder An-
mietung und Unterhaltung eines solch groBen Archivs
bei den verdnderten wirtschaftlichen Verhéltnissen, von
dem der Adel in besonders starkem Maf3e betroffen war,
nicht zu beschaffen war; es wurde ihm auch klar, dass er
eine breite Unterstitzung der Eigentiimer nur wirde er-
langen kénnen, wenn er deren Interesse wecken und ei-
ne ldentifikation mit den im Familienbesitz befindlichen
historischen Zeugenissen herstellen konnte. Dazu durf-
te aber die persénliche Beziehung der Eigentimer zu ih-
ren Archiven auf keinen Fall abgeschnitten werden, was
zwangslaufig bei einer Zentralisierung der Archive die
Folge gewesen wére.

Im Juli 1923 konnte er seine Gedanken Max Graf von
Landsberg-Velen vortragen und dessen Interesse fir die-
sen Plan gewinnen. Graf Landsberg-Velen iibersandte ei-
ne von Glasmeier verfasste Denkschrift sowie einen Sat-
zungsentwurf an 106 Standesgenossen und lud diese zu
der oben erwdhnten Grindungsversammlung ein. Am
11. Dezember 1923 wurde die Grindung des Archivver-
eins beschlossen. Die Organisation des Vereins war ganz
auf die praktische Archivarbeit ausgerichtet. Alle Archi-
ve sollten grundsatzlich an ihrem angestammten Orten,
den Hausern oder Schidssern ihrer Eigentiimer, verblei-
ben. Nur wenn dies aus &uBeren Grinden ausnahms-
weise nicht méglich war, sollte angestrebt werden, es in
einem benachbarten Adelsarchiv unterzubringen. Die
Ordnungsarbeiten sollten durch vom Verein angestellte
und bezahlte »Wanderarchivare« unter der Leitung eines
hauptamtlich durch den Verein angestellten Archivdirek-
tors durchgefiihrt werden.

Zum Archivdirektor wurde, wie nicht anders zu erwarten
war, Dr. Glasmeier bestellt. Er und seine Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter — in den besten Zeiten waren es drei
weitere Archivare, eine Bibliotheks- und eine Archivsek-
retarin — bereisten von Schloss Velen aus, wo die Zen-

trale anséassig war, systematisch westfalische Schlésser,
in denen Adelsarchive vorhanden waren oder vermutet
werden konnten. Viele wertvolle Adelsarchive wurden
aus Kellern, Tirmen, Remisen oder Dachbdden hervor-
geholt, gesaubert, neu verpackt und einer ersten Durch-
sicht unterzogen.

Besondere Aufmerksamkeit wandte man auch hier na-
turgeman den mittelalterlichen Urkunden zu. Noch heu-
te sind viele dieser Urkundenbestande in westfalischen
Adelsarchiven in den typischen »Glasmeier-Urkundenta-
schen« verpackt. Die zum Teil abenteuerlichen Umstén-
de, unter denen dieses nicht nur fir die Familien, son-
dern auch fir die Allgemeinheit unersetzliche Kulturgut
gesichert und teilweise auch bereits erschlossen wur-
de, sind in zahlreichen anschaulichen Berichten in der
vereinseigenen Zeitschrift, dem »Westfédlischen Adels-
blatt«, meist unter dem Titel »Archivfahrten kreuz und
quer durch Westfalen« anschaulich geschildert und stel-
len auch heute noch eine interessante und unterhaltsame
Lektlre dar. Finanziert wurde das Unternehmen durch
die Beitrage der Mitglieder (200 Goldmark im Jahr!) sowie
dadurch, dass die Eigentimer den Wanderarchivaren fir
die Dauer des Aufenthaltes auf ihrem Schloss freie Un-
terkunft und Verpflegung gewéahrten.

Es wiirde an dieser Stelle zu weit flihren, die Arbeit der
Archivvereins und seiner Wanderarchivare im Detail zu
beschreiben. Die oft abenteuerlichen Umstande, unter
denen Archive aus Schlossgewdlben, Taubenschlagen,
Pferdestallen und anderen Ortlichkeiten hervorgeholt und
in einen benutzbaren Zustand versetzt wurden, sind inte-
ressant, und zumindest in der Riickschau oft auch amu-
sant, wirden aber den Rahmen dieses Vortrags spren-
gen. Sie sind in laufenden Berichten in den zehn Bénden
des von 1924 bis 1938 erschienen Westfélischen Adels-
blattes ausfiihrlich und anschaulich beschrieben.

Die Griindung der Archivberatungsstelle 1927

Glasmeier hatte seine archivisch-historischen Aktivita-
ten von Anfang an nicht auf den Bereich der Adelsarchi-
ve beschrankt. Als Leiter des Hauptausschusses flr Ge-
schichte im Westfélischen Heimatbund, der damals wie
heute eng mit dem Provinzial- bzw. Landschaftsverband
verbunden war, wurde er auch auf die oft untragbaren
Zustande aufmerksam, unter denen Archive von Stadten,
Gemeinden und Kirchengemeinden aufbewahrt wurden,
wobei dieser Begriff in vielen Fallen geradezu euphemis-
tisch erscheinen musste. Gleichzeitig kam er durch seine
Arbeit im Westfalischen Heimatbund und auch in unmit-
telbaren Kontakt mit dem Provinzialverband.

Seit 1923 hatte er auch immer wieder auf die unbefriedi-
gende Situation dieser Archive hingewiesen und war da-
bei durchaus in Einzelféllen auf Interesse bei Kommunal-
und Provinzialbehérden und kirchlichen Stellen gestoBBen.
So machte der Bischof von Paderborn die »Neuordnung
des kirchlichen Archivwesens« zum Gegenstand der Be-
ratungen auf der Di6zesankonferenz 1925. Im gleichen
Jahr wurde auf Einladung des Westfalischen Heimatbun-
des der erste Archivpflegekurs in Miinster abgehalten,
um auf diese Weise Helfer und Vertrauensleute zu ge-
winnen, die in ihrem Umfeld die Situation der Archive be-
obachteten und fiir deren Verbesserung eintraten.
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Nachdem der zunéchst erwogene Plan, eine genossen-
schaftliche Einrichtung nach dem Vorbild des Adelsar-
chivvereins flr die Stadte Westfalens zu schaffen, sich
nicht realisieren lie3, schlug Glasmeier die Schaffung
einer »Archivberatungsstelle« zur Betreuung der nicht-
staatlichen Archive durch den Provinzialverband vor. Der
damalige Kulturdezernent des Provinzialverbandes Dr.
Karl Zuhorn griff die Anregung auf. Es gelang ihm, Lan-
deshauptmann Diekmann und den Provinzialausschuss
von der Notwendigkeit einer solchen Einrichtung zu
Uberzeugen. So kam es zu dem eingangs erwahnten Be-
schluss, durch Bereitstellung von 3.000 Reichsmark die-
se ins Leben zu rufen. Die Leitung wurde Dr. Glasmeier
Ubertragen, der diese Funktion ehrenamtlich ibernahm.
Im Hauptamt blieb er weiterhin Direktor der Vereinigten
Westfélischen Adelsarchive.

Der Haushaltsplan der Provinzialverwaltung fiir 1929 ent-
hielt zum ersten Mal einen eigenen Ansatz fir die Archiv-
beratungsstelle. Dort wurden die Aufgaben der Archiv-
beratungsstelle, die »in erster Linie fiir die kleinen und
mittleren Stddte, Gemeinden, Kirchengemeinden und
sonstigen &ffentlichen Kdérperschaften, die keinen eige-
nen fachménnisch vorgebildeten Archivar im Hauptamt
anstellen kénnen, bestimmt ist, aber auch sonstigen Ar-
chivbesitzern zur Verfiigung steht«, wie folgt beschrieben:
» kostenlose fachménnische Beratung, ... Bereisung sdmt-
licher nichtstaatlichen Archive der Provinz, genaue Inau-
genscheinnahme, Anregung zur Abstellung von Missstén-
den, nachdriickliche und planméaBige Férderung der von
der Historischen Kommission betreuten Bestandsaufnah-
me dieser Archive, Abhaltung von Archivpflegekursen. «

Im Prinzip waren damit die noch heute geltenden Aufga-
benfelder der nichtstaatlichen Archivpflege dargelegt. Be-
merkenswert ist, dass die nichtstaatliche Archivpflege da-
mals wie heute das Prinzip der freiwilligen Beratung und
nicht der behérdlichen Aufsicht verfolgte, wenngleich die
Betonung dieses Grundsatzes seiner Zeit in erster Linie
deshalb erfolgte, weil man — im Unterschied zu heute —
das generelle Aufsichtsrecht des Staates nicht in Frage
stellen wollte. Deshalb gab man dieser Einrichtung ganz
bewusst, auf Vorschlag Glasmeiers, den Namen »Archiv-
beratungsstelle«.

Besonders intensiv setzte sich Glasmeier flr die Archiv-
pflegekurse ein. Hierdurch sollten nicht nur ehrenamtliche
Helfer fur die Archivpflege, also Archivpfleger, herange-
bildet werden, sondern sie dienten nicht zuletzt auch der
breiten Bewusstseinsbildung fir die Anliegen der Archiv-
pflege. So kam es, dass neben dem eigentlich anzuspre-
chenden Kreis von ehrenamtlichen Helfern auch héher-
gestellte Personen wie Burgermeister und Landrate an
diesen jeweils eintdgigen Veranstaltungen teilnahmen.
Neben den Kommunen waren die beiden Kirchen bevor-
zugte Ansprechpartner, fir die Glasmeier eigene Kurse
veranstaltete und auf die in den kirchlichen Amtsbléattern
hingewiesen wurde. Im Jahr 1931 hielt Glasmeier sogar
eine eigene Vorlesung an der Theologischen Hochschule
in Paderborn. Bis zum Friihjahr 1930 fanden 22 solcher
Kurse mit insgesamt 700 Teilnehmern statt. Dabei konn-
te Glasmeier feststellen, »dass besonderes Verstdandnis
dieser Dinge im Industriegebiet zu finden ist: Der Entwur-
zelung von Menschen und Kommunalgebilden sucht man
bewusst durch Zuriickgreifen auf archivalisch unterbaute
Tradition entgegenzuarbeiten. «
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Glasmeier verstand es auch, durch gezielte Pressearbeit
die Offentlichkeit fiir die neue Einrichtung, die die erste ih-
rer Art in PreuBen war, zu interessieren. Dass die Archiv-
beratungsstelle schon damals auch historische Bildungs-
arbeit betreiben wollte, zeigt die von Glasmeier ab 1930
herausgegebene Veréffentlichungsreihe »Bildwiederga-
ben ausgewdhlter Urkunden und Akten zur Geschichte
Westfalens«, in der interessante Archivalien zu bestimm-
ten Themen als Faksimiles vorgelegt und sachkundig er-
lautert wurden.

Die durch die Archivpflegekurse instruierten Archivpfle-
ger konnten zumindest einer weiteren Verschlechterung
der Aufbewahrungsbedingungen der Archive vorbeugen
und ggf. die Archivberatungsstelle informieren. Fur die ei-
gentlichen Ordnungs- und ErschlieBungsarbeiten wurden
sie jedoch in der Regel nicht herangezogen.

Glasmeiers Starke war zweifellos nicht die eigene konse-
quente und systematische Detailarbeit in Archiven, son-
dern Innovation, Organisation, Anregung und Uberzeu-
gungskraft. Daher wollte er sich langerfristig keineswegs
mit einer rein ehrenamtlich arbeitenden Einrichtung be-
gnigen, sondern plante bereits 1930 den Ausbau der
Archivberatungsstelle zu einem »Landesarchivamt«, zu
dem sogar eine eigene Archivschule gehdéren sollte. In
einer Denkschrift legte er im Marz 1930 dem Provinzial-
ausschuss seine Vorstellungen dar. Hierin macht er deut-
lich, dass ehrenamtliche Archivpfleger nur » Hilfstruppen
und Vertrauensleute« in der Archivpflege sein kénnten.
» Die eigentliche wissenschaftliche Archivarbeit kann nur
durch besonders ausgebildete und erfahrene Fachleute
geschehen.« Diese sollten auf der bei dem Landesar-
chivamt einzurichtenden Archivschule ausgebildet wer-
den. Wenn er dabei feststellte, dass »an einen nichtstaat-
lichen Archivar durchschnittlich Anspriiche anderer Art zu
stellen sind als an einen Staatsarchivar«, so spricht er da-
mit ein Problem der Archivarsausbildung an, das heute
noch die gleiche Aktualitat besitzt wie damals. Die Struk-
tur dieser Archivschule sollte so gestaltet werden, dass
auf einen groBBen Apparat verzichtet werden konnte. Statt
dessen sollte die Ausbildung in kleinen Gruppen von je-
weils 3—-5 Archivschllern erfolgen, die von qualifizierten
Archivaren praxisbezogen angeleitet werden sollten.

Eine wichtige Rolle bei dem zu bildenden Landesarchiv-
amt sollte der einzurichtenden archivtechnischen Werk-
statt, der »Archivalienklinik«, sowie einer Fotowerkstatt
zur Herstellung von Mikrofilmen und Fotokopien zukom-
men. Der Gedanke der Schutzverfilmung von haufig be-
nutzen Archivalien (z.B. Kirchenblicher), hier zum ersten
Male in der Offentlichkeit dargelegt, wurde im Gbrigen
wenige Jahre spater in der Archivberatungsstelle bereits
praktiziert. AbschlieBend stellte Glasmeier fest, dass die
nichtstaatliche Archivpflege in Westfalen schon damals
Uberregionale Beachtung gefunden hatte: » Bei den Ver-
handlungen (ber das kommende preuBBische Archiv-
schutzgesetz wird die Provinz auf Grund ihrer bisheri-
gen Erfahrungen und Leistungen ein gewichtiges Wort
mitreden kénnen.« Darauf wird gleich noch zuriickzu-
kommen sein.

Das westfélische Beispiel machte im Ubrigen bald Schu-
le. Zun&chst wurde die benachbarte Rheinprovinz darauf
aufmerksam und schickte die Direktoren des Staatsar-
chivs Disseldorf und des Didézesanarchivs Koin als Beo-
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bachter zu einem Ende 1928 in Lippstadt von Glasmeier
abgehaltenen Archivpflegekurs. Am 1. April 1929 richte-
te dann die Rheinprovinz eine eigene Archivberatungs-
stelle ein, die allerdings sogleich in Dr. Wilhelm Kisky, zu-
vor Oberarchivrat am Reichsarchiv, einen hauptamtlichen
und im staatlichen Archivwesen qualifizierten Leiter er-
hielt. In den nachsten Jahren folgten die Provinzen Pom-
mern, Hannover und Sachsen.

Abwehr staatlicher Eingriffe: Das geplante Archiv-
gut-Schutzgesetz

Bereits bei der Griindung der Vereinigten Westfalischen
Adelsarchive stand eine Bestrebung deutlich im Hinter-
grund: Durch Eigeninitiative wollten die privaten Archiv-
eigentimer einem mdglichen Zugriff des Staates auf ihre
Archive zuvorkommen, oder besser, solchen Bestrebun-
gen im Vorfeld jede Grundlage und Berechtigung entzie-
hen. Befiirchtungen dieser Art waren ohne Zweifel nicht
aus der Luft gegriffen. Zum einen war nicht zu leugnen,
dass der Zustand vieler privater, kommunaler und kirchli-
cher Archive beklagenswert war. Zum anderen hatten die
revolutiondren Ereignisse 1918 manche Uberkommene
Strukturen, insbesondere die Privilegien des Adels hin-
weggefegt, so dass es nicht abwegig erscheinen konnte,
dass der Staat sich auch der historischen Zeugnisse die-
ses Standes bemdachtigen wiirde.

Tatséchlich gab es mindestens seit 1921 in den Archiv-
verwaltungen der gréBeren Staaten, namentlich in Preu-
Ben konkrete Plane, mit Hilfe eines Archivgut-Schutzge-
setzes die Kontrolle tiber alle nichtstaatlichen Archive, die
man aus der fachlichen Perspektive des Staates als his-
torisch wertvoll einschéatzte, auszuliben. So forderte die
Generaldirektion der Staatlichen Archive in PreuBBen be-
reits Anfang des Jahres 1921 alle Staatsarchive auf, Ma-
terial fur eine solches Gesetz zu liefern. Hierzu gehérten
auch Berichte Uber Missstdnde, die als Begriindung fir
das Gesetz herangezogen werden konnten. Ende dieses
Jahres hatte Heinrich-Otto Meisner bereits einen ersten
Gesetzentwurf ausgearbeitet. Auf einer Tagung der » Ver-
einigung der deutschen staatlichen Archivare« im Mai
1925 im Geheimen Staatsarchivs wurde dieses Thema
eingehend erdrtert und die Dringlichkeit eines solchen
Gesetzes unterstrichen, obgleich Glasmeier im Jahr zu-
vor auf dem 16. Deutschen Archivtag im September 1924
in Munster die Gelegenheit erhalten hatte, sein Konzept
der privaten Archivpflege vorzustellen und dafir allerseits
Anerkennung gefunden hatte.

In den folgenden Jahren wurde es zunéchst ruhig um
dieses Gesetz. Erst 1929 flammte die Diskussion wie-
der auf, daflir aber mit besonderer Heftigkeit. Die Gene-
raldirektion der PreuBBischen Staatsarchive hatten einen
neuen Gesetzentwurf ausgearbeitet, der ein absolutes
Aufsichtsrecht des Staates Uiber alle Archive 6ffentlicher
Kérperschaften (d.h. vor allem der Kommunen, aber
auch der Kirchen) sowie aller ehemaligen Standesher-
ren vorsah. Auch die Ubrigen in Privatbesitz befindlichen
Archive sollten, soweit sie nach Einschétzung des jewei-
ligen Staatsarchiv als historisch wertvoll anzusehen wa-
ren, »unter staatlichen Schutz« gestellt werden. Dies be-
deutete, dass die Eigentiimer verpflichtet werden sollten,
den Staatsarchiven den Zutritt zu ihren Archiven zu ge-
wahren, ihnen auf Anforderung Abschriften von etwa vor-
handenen Findmitteln auszuliefern hatten und ihre Archi-

ve sogar voribergehend in deren Verwahrung zu geben
héatten, damit die Staatsarchive ErschlieBungsarbeiten
nach ihrem Gutdliinken vornehmen kénnten. Eine Betei-
lung oder gar Einbindung von Fachleuten auBBerhalb des
staatlichen Bereichs war nicht vorgesehen.

Es wird deutlich, dass das Entstehen provinzieller Archiv-
pflegestellen bei den Provinzen ebenso mit Misstrauen
beobachtet wurde wie die Einrichtung von landeskirchli-
chen und Diészesanarchiven. So hei3t es z.B. in einem
internen Aktenvermerk (undatiert, ca. 1929/30) des Ge-
heimen Staatsarchivs im Hinblick auf die Einrichtung ei-
nes Archivs der rheinischen Landeskirche: »Auch in der
Rheinprovinz suchen also die Kirchen unabhéngig vom
Staat ihr Archivwesen zu ordnen. Fir den Plan eines Ar-
chivgesetzes werden sich daraus, namentlich von Seiten
der evangelischen Kirche, zweifellos gewisse Schwierig-
keiten ergeben«. Die Entwicklung der Archivberatungs-
stelle der Rheinprovinz beobachtete man namlich be-
sonders misstrauisch: Da diese mit Dr. Kisky von einem
ehemaligen Archivar des Reichsarchivs geleitet wurde,
konnte man ihr die fachliche Kompetenz nicht abspre-
chen und tat sich somit schwer, die Notwendigkeit einer
staatlichen Aufsicht zu begriinden.

Obgleich der Gesetzentwurf nicht &ffentlich bekannt ge-
macht wurde, regte sich bald aus allen Bereichen des
nichtstaatlichen Archivwesens vehementer Widerstand:
Die »Vereinigung der deutschen nichtstaatlichen Archi-
vare«, deren Vorsitzender der Disseldorfer Stadtarchi-
var Dr. Wentzke war, protestierte energisch gegen die-
sen Versuch der staatlichen Kollegen, das kommunale
Archivwesen unter ihre Oberhoheit zu bringen. Am meis-
ten emporte es sie, dass Stadtarchive, auch wenn diese
fachlich qualifiziert geleitet wiirden, »in aller Form« den
Staatsarchiven unterstellt werden sollten. Ebenso heftig
protestierten die Kirchen, die betonten, dass die geplan-
ten MaBnahmen einen eindeutigen Verstof3 gegen die
Reichsverfassung darstellten, in der die Unabhangigkeit
der Kirchen garantiert sei.

Natlrlich kam auch aus Westfalen Protest, waren hier
doch gleich zwei Einrichtungen, die beide nicht ohne Be-
rechtigung auf gute Erfolge beim Schutz nichtstaatlichen
Archivgutes verweisen konnten, betroffen, ndmlich so-
wohl der Archivverein wie auch die Archivberatungsstel-
le. Daher drangte der Provinzialverband darauf, dass die
Archivpflege der Provinz fest in das System der Betreu-
ung bzw. der Aufsicht kommunaler Archive eingebunden
werden musse.

Besonders betroffen musste sich Glasemeier flihlen: Er
hatte sein System der nichtstaatlichen Archivpflege nie
gegen die Staatsarchive ausgerichtet, im Gegenteil: Ge-
rade an der Zusammenarbeit mit und der Anerkennung
durch das Staatsarchiv in Mlnster war ihm stets sehr ge-
legen. Dass er geradezu fassungslos war, als ihm der
in Berlin ausgearbeitete Gesetzentwurf bekannt wurde,
wird aus einem Schreiben deutlich, das er am 9. Marz
1932 an den Generaldirektor der PreuBischen Staats-
archive Professor Brackmann, der, wie er bis dahin ge-
glaubt hatte, seine in Westfalen geleistete Arbeit schatzte,
richtete. Er &uBert darin, dass er sich tber Jahre hinweg
bemuht habe, das Misstrauen der privaten Archiveigen-
timer gegen die staatliche Archivverwaltung abzubau-
en. Nun sei dieses neu erwacht. Nur mit Midhe habe er
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Archivbesitzer, die ihre Archive schon vor dem Krieg im
Staatsarchiv deponiert hatten, davon abhalten kénnen,
diese sofort zuriickzunehmen. Er betonte, dass die be-
trachtlichen Mittel, die von Seiten der privaten Eigenti-
mer in den letzten Jahren fiir die Erhaltung ihrer Archive
aufgewendet worden seien, vom Staat nie zur Verfiigung
gestellt worden waren. Das gleiche gelte fir die Archivbe-
ratungsstelle der Provinz. Auch diese habe weit mehr fir
die Erhaltung der Archive aufgewendet, als es vom Staat
jemals hatte erwartet werden kénnen. Er schlie3t mit der
Frage: »Weshalb will der Staat den nichtstaatlichen Ar-
chiveigentiimern den letzten Rest von Selbstverwaltungs-
freude und Verantwortungsgefihl rauben?«

Die bald darauf einsetzenden politischen Verwerfungen
fihrten jedoch dazu, dass das umstrittene Gesetz zu-
nachst einmal wieder in den Schubladen der Generaldi-
rektion verschwand.

Die Krise der Archivpflege 1932/1933 und
deren Lésung

Die engagierte und argumentativ fundierte Stellungnah-
me Glasemeiers konnte jedoch nicht dariiber hinwegtau-
schen, dass sowohl Archivverein wie auch Archivbera-
tungsstelle aus ganz anderen Griinden zunehmend in
eine Existenzkrise gerieten. Zum einen hatte die desola-
te Weltwirtschaftslage allgemein und dariber hinaus spe-
ziell der finanzielle Ruin des Grafen Landsberg, des For-
derers Glasmeiers und des Archivvereins, die finanzielle
Lage des Vereins in eine schwere Krise gefiihrt, so dass
das Personal fast vollstdndig abgebaut werden muss-
te. Da sich der Archivverein Uber die weitere Verwen-
dung Glasmeiers Sorge machte, wandte sich Furst Bent-
heim-Tecklenburg zu Rheda am 29. September 1932 an
Reichskanzler v. Papen mit der Bitte, sich bei der preu-
Bischen Staatregierung daflir zu verwenden, Glasemei-
er als Nachfolger fir den in den Ruhestand tretenden
Direktor des Staatsarchivs Mulnster Prof. Schmitz-Kal-
lenberg vorzusehen. Tatséchlich kam Papen dieser Bit-
te nach und leitete das Schreiben an den preuBischen
Ministerprésidenten, der zu dieser Zeit bereits durch ei-
nen Reichskommissar ersetzt war, empfehlend weiter.
Dort mochte man diesem Wunsche jedoch nicht zu ent-
sprechen, sondern empfahl wiederum, Glasmeier zum
hauptamtlichen Leiter der Archivberatungsstelle einzu-
setzen. Hierzu konnte sich jedoch der Provinzialverband
zu diesem Zeitpunkt, ebenfalls aus finanziellen Erwagun-
gen, nicht entschlieBen.

Glasmeier selbst hatte jedoch seine Tatigkeit bereits von
sich aus auf ein anderes Feld gerichtet: Im Januar 1932
war er in die NSDAP eingetreten. Von Beginn betétigte
er sich aktiv in dieser Partei, Ubernahm die Leitung der
kulturpolitischen Abteilung des NSDAP-Gaues Westfa-
len-Nord und stieg wenige Monate spater sogar zum Ge-
schaftsflihrer des Gaues auf. Sowohl diese politische Ori-
entierung Glasmeiers wie auch duBBere Umstande flihrten
1932/33 zu einer véllig neuen Situation in der Leitung der
Archivberatungsstelle wie auch des Archivvereins: Lief3
schon die gednderte wirtschaftliche Situation des Gra-
fen Landsberg eine Fortfihrung der Arbeit in der bisheri-
gen Form (mit der Zentrale im Schloss Velen) langerfristig
nicht mehr méglich erscheinen, so machte ein verheeren-
der Brand, der am 14. April 1932 das gesamte Schloss
Velen zerstorte, diesem Zustand ein abruptes Ende. Das
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groBe Landsberg-Velensche Gesamtarchiv, das erst
1929 in einen eigens errichteten Archivzweckbau umge-
zogen war wie auch die Archivberatungsstelle und die
Geschéftsstelle des Archivvereins wurden nach Minster
ins Staatsarchiv verbracht und zunéchst vorn dort aus
weiterhin von Glasmeier betreut.

Damit war die Entwicklung in eine Richtung vorgezeich-
net, die eigentlich gar nicht der urspriinglichen Intenti-
on der Grindung entsprach, nédmlich eine Anbindung
an das Staatsarchiv, wenn auch zunachst nur auBer-
lich. Glasmeier aufB3erte sich hierzu: »Ich hoffe, dass die
Provinz Westfalen ihr Archivwesen nicht versacken las-
sen wird. «

Diese Sorge war sicherlich ernst gemeint, wenngleich
sich seine Aktivitdten nun fast vollstandig auf den politi-
schen Bereich richteten. Ihm wurde namlich die Organi-
sation des Wahlkampfes der NSDAP zur Landtagswahl in
Lippe am 15. Januar 1933 Ubertragen, der von der NS-
DAP zur Prestigefrage hochstilisiert worden war und in
dem sich alle ParteigréBen, allen voran Hitler, Himmler
Goebbels und HeR3 auBerordentlich engagierten. Allein
Hitler sprach innerhalb von zehn Tagen fiinfzehn Mal in
lippischen Stadten und Dérfern. Dieser Wahlkampf bot
Glasemeier die einmalige Chance, einen engen persén-
lichen Kontakt zu den Spitzen der Partei aufzubauen, der
bis zum Zusammenbruch 1945 bestehen bleiben sollte
und sich sogar zu einem ausgesprochenen Vertrauens-
verhéltnis weiterentwickelte. Hierdurch nahm das Leben
Glasemeiers eine entscheidende Wende. Himmler per-
sbnlich nahm ihn am 6. Januar bei einer Fahrt zum Her-
mannsdenkmal in die SS auf. Glasmeier vermittelte Hit-
ler Besuche auf einigen ostwestfalischen Adelssitzen.
Sicherlich hat er ihm dort auch die Statten seines bishe-
rigen Wirkens, nédmlich die Archive, gezeigt, ein Umstand,
der spater Bedeutung fiir Entwicklung des Archivwesens
im Dritten Reich erlangen sollte.

Es war sicherlich kein Zufall, dass Glasmeier am Tag
der Wahl in Lippe, dem 15. Januar, deren Ergebnis von
den Nationalsozialisten zur »Durchbruchschlacht in Lip-
pe« hoch stilisiert wurde, seinen letzen Wochenbericht
als Leiter der Archivberatungsstelle an den Provinzial-
verband schrieb. Darin hei3t es: »Als Dienstzimmer fiir
den Archivverein und flir die Archivberatungsstelle er-
hielt ich (im Staatsarchiv) ein gerdumiges, allerdings als
Durchgang dienenden Zimmer im Dachgeschoss des
Verwaltungsgebédudes zugewiesen. Der hinter diesem
Zimmer liegenden Verbindungsgang musste ebenfalls in
Anspruch genommen werden. « Bald darauf legte er die
Leitung der Archivberatungsstelle nieder, wahrend er das
Amt des Direktors der Vereinigten Westfalischen Adelsar-
chive formell noch bis 1936 weiter ausuibte.

Glasmeiers weiteres Wirken kann hier nur ganz kurz an-
gerissen werden: Am 15. April ernannte ihn Goebbels
zum Intendanten des Westdeutschen Rundfunks in KéIn
und flhrte ihn wenige Tage spater personlich in einer auf-
wendigen Festveranstaltung, die reichsweit live im Rund-
funk Ubertragen wurde, in sein Amt ein. Er bewahrte sich
dort so sehr als treuer Wahrer der Parteiinteressen, dass
er 1937 zum Reichsrundfunkintendanten in Berlin bestellt
wurde und damit die direkte Verantwortung fir das wich-
tigste Propagandainstrument des nationalsozialistischen
Regimes Ubernahm. Von 1942 bis 1945 residierte er in
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dem von den Nationalsozialisten aufgehobenen Augusti-
nerstift St. Florian in Oberdsterreich, um dort — in persén-
lichem Auftrag des Fihrers — eine Stéatte der Kultur- und
Musikpflege fiir den Reichsrundfunk aufzubauen. Dass er
zwischenzeitlich fur gut ein halbes Jahr nach Frankreich
abkommandiert wurde, um die Propaganda in dem be-
setzen Gebiet als persénlicher und mit allen Vollmachten
ausgestatteter Vertreter Goebbels zu leiten, unterstreicht
die Wertschéatzung, die ihm die Parteispitze entgegen-
brachte. Im April 1945 soll er sich nach Augenzeugen-
berichten von St. Florian in Richtung Front begeben ha-
ben, »um den Feind aufzuhalten«, wie es hei3t. Danach
fehlt jede Nachricht Gber ihn. Buchstéblich bis zum bitte-
ren Ende scheint ihm nie irgendein Zweifel an Fiihrer und
Partei gekommen zu sein.

Doch zuriick zur Archivpflege: Nach Glasmeiers Aus-
scheiden sah die Provinzialverwaltung keine andere Még-
lichkeit, als die Arbeit in der Weise fortzusetzen, dass dem
Direktor des Staatsarchivs Dr. Eugen Meyer, der erst kurz
zuvor die Leitung des Staatsarchivs ibernommen hatte,
nebenamtlich auch die Leitung der Archivberatungsstelle
Ubertragen wurde. Dabei wurde jedoch von Meyer selbst
strikt darauf geachtet, dass bei allem engen Zusammen-
wirken von Staatsarchiv und Archivberatungsstelle deren
Aufgaben prinzipiell getrennt blieben. Das Staatsarchiv
war weiterhin in seiner Zustandigkeit auf seine originédren
Aufgaben beschrankt, wahrend alle archivpflegerischen
Aufgaben bei der wie bisher finanziell von der Provinz ge-
tragenen Archivberatungsstelle verblieben.

Die Leitung Ubernahm Meyer ehrenamtlich und unentgelt-
lich. Fur archivische Ordnungsarbeiten konnte er — eben-
falls unentgeltlich — seine Mitarbeiter am Staatsarchiv he-
ranziehen. Die Sachkosten, vor allem die Reisekosten,
wurden von der Provinz erstattet. Nach unten sollte die Ar-
beit durch ein flaichendeckendes Netz ehrenamtlicher Ar-
chivpfleger ergénzt werden, die vom Leiter der Archivbe-
ratungsstelle angeleitet und Gberwacht wurden. Einmal im
Jahr sollte dieser durch eine Bereisung die Arbeit der Ar-
chivpfleger vor Ort lGberpriifen sowie die ehrenamtlichen
Helfer ebenfalls jéhrlich zu einer Zusammenkunft mit Fort-
bildungscharakter einladen. Eine solche Versammlung
wurde tatséchlich zum ersten Male 1939 nach Miinster
einberufen. Sie gilt als der erste »Westfédlische Archivtag«.
Im gleichen Jahr gab die Verwaltung des Provinzialver-
bandes »Richtlinien fir die Archivberatungsstelle« im
Druck heraus. Insgesamt nahm die Arbeit der Archivbe-
ratungsstelle, gestitzt durch den nunmehr starkeren fach-
lichen und institutionellen Hintergrund des Staatsarchivs
und getragen durch die provinziale Selbstverwaltung, ei-
nen deutlichen Aufschwung. Die Arbeit des Adelsarchiv-
vereins kam dagegen weitgehend zum Erliegen.

Bis Kriegsbeginn baute Meyer sogar einen eigenen Mit-
arbeiterstab der Archivberatungsstelle auf, der aus drei,
zeitweise vier fest angestellten wissenschaftlichen Hilfs-
kraften, einer Blrokraft und einer Fotografin bestand, die
allesamt vom Provinzialverband bezahlt wurden. Diese
neuartige Personalunion von staatlicher Archivdirektion
und nichtstaatlicher Archivpflege galt bald in PreuBBen als
vorbildhaft und fand Nachahmung auch in anderen preu-
Bischen Provinzen.

Das Reichs-Archivgutschutzgesetz von 1936

Die Wertschatzung des Archivwesens nahm nach 1933,
nicht zuletzt auf Grund der rasseideologisch motivierte
Ahnenforschung, einen beachtlichen Aufschwung. Damit
sahen das Reichsarchiv und mit ihm die Generaldirek-
tion der PreuBischen Staatsarchive — beide wurden seit
1935 in Personalunion geleitet — eine neue Chance, end-
lich das seit etwa 15 Jahren in der Schublade liegende
Archivgutschutzgesetz durchsetzen zu kénnen, um die
notwendig erachtete unbeschrankte staatliche Aufsicht
und ein direktes Zugriffsrecht des Staates auch auf pri-
vates, kirchliches und kommunales Archivgut gesetzlich
zu verankern. Fuar die Archivpflege nach westfélischem
Muster wére dann keine sinnvolle Betatigung mehr ge-
geben gewesen.

Der Generaldirektor der PreuBischen Staatsarchive, Prof.
Brackmann, meinte hierzu: » Dieses Gesetz wird die erste
groBBe Manifestation des neuen Geistes unserer Staats-
verwaltung auf dem Gebiet des Archivwesens sein.« Er
machte deutlich, dass es dabei in erster Linie um die Auf-
sicht Uber das nichtstaatliche Archivgut, vor allem das
in Privatbesitz befindliche, gehe, denn das Gesetz soll-
te »die Vernachldssigung des in Privatbesitz befindlichen
Archivgutes verhindern«.

Fur wie wichtig man dieses Gesetz in Partei und Staat
ansah, zeigt ein Erlass des Reichssicherheitshauptam-
tes an die Gestapo, in dem angeordnet wird, bereits im
Vorfeld eine Liste aller »unzuverlassigen« Archivbesitzer
anzulegen, damit man nach Erlass des Gesetzes die dort
befindlichen Archive sofort sicherstellen kénne.

Die Provinz Westfalen sah durch diesen Gesetzentwurf
einen wichtigen Bereich ihrer landschaftlichen Kulturpfle-
ge geféhrdet und versuchte durch eindringliche Interven-
tionen eine Anderung in dem Sinne herbeizufiihren, dass
zumindest die bestehende landschaftliche Archivpflege
in dem Gesetz berlcksichtigt werden sollte, genau wie
Glasmeier dies bereits 1930 gefordert hatte. Die Auskiinf-
te aus Berlin machten jedoch deutlich, dass das Gesetz
bereits das Kabinett passiert und Hitler zur Unterschrift
vorlage. Sein In-Kraft-Treten stiinde unmittelbar bevor. Al-
lenfalls in einer Ausflihrungsverordnung kénnte die beste-
hende nichtstaatliche Archivpflege mit erwahnt werden.

Doch es kam anders. Hitler weigerte sich am 14. De-
zember 1936, das Gesetz zu unterschreiben. Als Be-
griindung teilte die Staatskanzlei mit, dass der Fihrer
der Ansicht sei, dass mit diesem Gesetz ein nicht ak-
zeptabler Eingriff in das Privateigentum und die Belan-
ge einzelner Familien vorgenommen wirde. Aus den Ak-
ten des Reichs- und PreuBischen Innenministeriums und
der Reichsarchivverwaltung ist deutlich erkennbar, dass
die Ablehnung des Gesetzes durch den Fuhrer véllig un-
erwartet kam, da man glaubte, im Vorfeld bereits alle Be-
denken mafBgeblicher Stellen in Staat und Partei ausge-
rdumt zu haben und an der Notwendigkeit des Gesetzes
gerade aus der Sicht des nationalsozialistischen Staates
keinerlei Zweifel bestehen kénne. Der ganze Apparat war
buchstéablich sprachlos.

Man versuchte dann, einige Bestimmungen inhaltlich und
sprachlich abzumildern und glaubte, damit alle Bedenken
des Fihrers ausgerdumt zu haben. Aber auch gednderte
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und entschérften Fassungen, die Hitler 1937, 1938 und
sogar noch im August 1939 vorgelegt wurden, wurden
von diesem zurlickgewiesen. Er untersagte schlie3lich
sogar ausdricklich die weitere Verfolgung dieses Geset-
zesvorhabens. Was konkret Hitler dazu bewogen haben
mag, diesem Gesetz, dessen unbedingte Notwendigkeit
von allen beteiligten Ministerien und allen Parteidienst-
stellen einmiitig und nachdrlcklich gefordert wurde, sei-
ne Zustimmung zu versagen, ist aus den Quellen nicht zu
belegen. Aus der Umgebung des Fuhrers verlautete stets
nur, dass Hitler die geplanten Eingriffe in die Rechte der
Archiveigentimer und ihrer Familien ablehnte.

Die Frage dréngt sich auf, woher Hitler Gberhaupt tber
die Verhaltnisse bei Adels- und Familienarchiven so weit
informiert war, dass er sich dazu eine eigene Meinung,
die im Gegensatz zur gesamten politischen und fachli-
chen Umgebung stand, bilden konnte und an der er ge-
gen den Rat aller maBgeblichen Krafte unbeirrt festhielt.
Die Antwort hieraus kann nur den Wert einer MutmaBung
haben: Man wird davon ausgehen kénnen, dass er zumin-
dest bei dem oben erwadhnten Wahlkampf in Lippe Adels-
archive personlich kennen gelernt hat, wie oben versucht
wurde darzulegen. Angesichts des nachweislich beste-
henden Vertrauensverhéltnisses zu Glasemeier ist m.E.
auch nicht auszuschlieBen, dass dieser — vielleicht bei
einer persénlichen Begegnung — Hitler zu seiner Ableh-
nung des Gesetzes bewogen hat. Immerhin hatte dieses
Gesetz seine von ihm in Westfalen entwickeltes Konzep-
tion der nichtstaatlichen Archivpflege, auf die Glasmeier
sicherlich zu recht stolz war, ad absurdum gefiihrt.

Die Ablehnung des Gesetzes fiihrte schlielich dazu, dass
in einer Verordnung des Reichs- und Preu3ischen Ministe-
riums des Innern vom 4. August 1937 »Richtlinien tiber die
Zusammenarbeit der Staatsarchive und der Einrichtungen
der gemeindlichen Selbstverwaltung an den Aufgaben der
landschaftlichen Archivpflege« erlassen wurden, die ex-
akt das westfalische Modell der Archivberatungsstelle im
ganzen Reich zur Nachahmung empfahlen. Die Archivbe-
ratungsstelle der Provinz Westfalen konnte somit ihre Ar-
beit in der gewohnten Weise fortsetzen

Die Bedeutung des hier geschilderten Vorgangs sollte
man im dbrigen nicht zu gering veranschlagen. Wére die-
ses Gesetz 1937/38 in Kraft getreten, hétte es, da es nicht
evident nationalsozialistisch, sondern fachlich begriindet
war, auch nach dem Krieg sicherlich seine Gultigkeit be-
halten, zumal die Bemuhungen staatlicher Archivstellen
um eine ahnlich konzipierte Archivgutschutzgesetzge-
bung auf Bundes- oder Landesebene bald nach Kriegsen-
de wieder auflebten und bis in die 1970er Jahre fortgesetzt
wurden. Erst mit den 1980er und 1990er Jahren verab-
schiedeten Bundes- und Landesarchivgesetze, die sich
ganz auf das Archivgut der Offentlichen Hand beschran-
ken und zudem ausdricklich die Selbstverwaltungshoheit
der Kommunen im Archivbereich festschreiben, sind der-
artige Forderungen endgultig ad acta gelegt worden.

An dieser Stelle ist es erforderlich, noch einen zumindest
kurzen Blick auf das Archivgut der Wirtschaft zu werfen.
Auch hier gab es bereits seit 1906 erste Bemihungen,
durch Einrichtung regionaler Wirtschaftsarchive und Ar-
chiven bei groBen Unternehmen in eigener Verantwor-
tung fur das Archivgut zu sorgen. Diese wurden verstarkt,
als man auf Seiten der Wirtschaft im Zuge der Diskussion
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um das Reichs-Archivgutschutzgesetz befiirchtete, auch
das Archivgut der Wirtschaft kdnnte unter die Aufsicht der
staatlichen Archive gelangen. Hierzu wére es sicherlich
bei In-Kraft-Treten des Gesetzes auch gekommen. Den-
noch ist festzustellen, dass das Archivgut der Wirtschaft
damals noch weitgehend auBBerhalb des Interesses der
Staatsarchive lag. In der Begriindung des Gesetzentwur-
fes spielt es nachweislich keinerlei Rolle. Das Reichswirt-
schaftsministerium war in das Gesetzgebungsverfahren
noch nicht einmal informell eingebunden, im Unterschied
z.B. zum Ministerium fUr kirchliche Angelegenheiten.

Beim Ausbruch des Krieges sorgte sich Dr. Johannes
Bauermann, seit 1939 Nachfolger Meyers, vor allem um
die geordnete Auslagerung wichtiger Archivbestande an
sicheren Orten. Da er nicht zum Kriegsdienst einberu-
fen war, konnten die notwendigsten MaBnahmen auch
wéahrend des Krieges durchgefiihrt werden. Die von der
Archivberatungsstelle betreuten Archive haben, mit Aus-
nahme des Stadtarchivs Hamm, dadurch den Krieg weit-
gehend ohne gréBere Verluste Uberstanden.

Der Neuanfang 1945

Unmittelbar nach Kriegsende, sobald die ersten Archiva-
re heimgekehrt waren, nahm auch die Archivberatungs-
stelle ihre Arbeit wieder auf. Es galt, Archive von ihren
Auslagerungsstatten zurlickzufiihren und solche, deren
Gebéaude Schaden gelitten hatten, zu bergen und not-
duirftig unterzubringen. Es war sicherlich ein gltcklicher
Umstand, das ein hauptamtlicher Mitarbeiter der Archiv-
beratungsstelle, Dr. August Schrdder, bereits im Febru-
ar 1946 aus der Kriegsgefangenschaft zuriickkehrte und
sofort seine Arbeit bei der Archivberatungsstelle wieder
aufnehmen konnte. Weiterhin ergab sich die Méglichkeit,
far befristete Zeit arbeitslose Archivare, meist Flichtlin-
ge oder Vertriebene, vorubergehend mit Werkvertrdgen
zu beschaftigen, bis diese eine Festanstellung an einem
anderen Archiv gefunden hatten. Auf diese Weise konn-
ten hervorragende Fachkrafte kurzfristig fir die Archiv-
pflege eingesetzt werden, was der Arbeit natiirlich sehr
zu gute kam.

Es ist erstaunlich, wie viele private und kommunale Ar-
chive in den ersten Nachkriegsjahren, trotz der schwieri-
gen, duBeren Umstande, von den Mitarbeitern persdnlich
in Augenschein genommen und ersten NotmafBnahmen
unterzogen wurden.

Vom »Landesamt fiir Archivpflege« zum
»Westfalischen Archivamt«

Die Verwaltung des Provinzialverbandes, die als einzige
Uberregionale Behdrde im Bereich des spateren Bundes-
landes Nordrhein-Westfalen ihre Arbeit unmittelbar nach
Kriegsende fortsetzte, hat auch in der Nachkriegszeit da-
rauf geachtet, dass die institutionelle Trennung der Archiv-
pflege von den Aufgaben des Staatsarchivs stets erhalten
blieb. Vor dem Hintergrund der beabsichtigten Bodenre-
form, stellte sich die Frage, was im Fall ihrer Realisierung
mit dann »herrenlos« werdenden Gutsarchiven gesche-
hen sollte. Die britische Militérregierung wollte diese in
der Verantwortung der beiden Archivberatungsstellen be-
lassen, die hierfur eigene Depots einrichten sollten. Die-
sem Plan widersetzten sich die Staatsarchive energisch
und forderten, dass diese in die jeweiligen Staatsarchi-



54. WESTFALISCHER ARCHIVTAG 15

ve UberfUhrt werden sollten: »Das entspricht dem allge-
meinen Brauch auf dem Kontinent (bis nach Schweden)«,
schrieb Bauermann 1947.

Uberhaupt setzte sich Major Meekings, der Leiter des
Departments for Monuments, Fine Art and Archives der
Britischen Militdrverwaltung, nachdriicklich fir das Wei-
terbestehen der Archivberatungsstellen und deren Ab-
koppelung von den Staatsarchiven ein: »Die Direktoren
der Staatsarchive haben mehr als genug zu tun, sich um
ihre eigenen Staatsarchive zu kiimmern ... Die Eigen-
tiimer von nichtstaatlichen Archiven brauchen deshalb
nicht ldnger eine UberméBige Zentralisierungspolitik zu
befiirchten, wie sie es bisher getan haben und tun wir-
den, wenn die Archivberatungsstellen und die Staatsar-
chive ein und dasselbe wéren. «

Damit war die kinftige Entwicklung vorgezeichnet,
namlich die Ruckfihrung der westfalischen Archivbe-
ratungsstelle zu einer selbstandigen Einrichtung des
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe. Diese wurde
gesetzlich verankert, als im Jahre 1953 bei der Schaf-
fung der Landschaftsverbé&nde als Nachfolger der preuB3i-
schen Provinzialverbdnde deren Aufgabenkatalog in der
Landschaftsverbandsordnung festgelegt wurde: Zu deren
kulturellen Aufgaben gehérten nun auch »die Unterhal-
tung von Landes- und Heimatmuseen sowie der Landes-
bildstelle und des Archivwesens«. Spater wurde dieser
Passus mit der Formulierung »Aufgaben der Pflege und
Férderung der Heimatmuseen und des Archivwesens«
noch ein wenig préazisiert.

Am 1. Januar 1958 wurden die Abkoppelung der Archiv-
beratungsstelle vom Staatsarchiv durch Bestellung von
Dr. Franz Herberhold zum Direktor der Archivberatungs-
stelle definitiv vollzogen. Mit groBem Geschick und Ein-
satz gelang es Herberhold, in kurzer Zeit eine gut funk-
tionierende und fachlich anerkannte Einrichtung zu
schaffen, die in vielerlei Hinsicht Vorbildcharakter erlan-
gen sollte. Obgleich archivisches Fachpersonal noch lan-
ge Zeit Mangelware war, konnte er Zug um Zug den Anteil
an wissenschaftlichen Fachkraften und sonstigen quali-
fizierten Mitarbeitern weiter ausbauen. Auch den Adels-
archivverein, die Vereinigten Westfélischen Adelsarchive
e.V., erweckte Herberhold zu neuem Leben. Beide Ein-
richtungen haben von da an Vorbildliches in der Betreu-
ung und ErschlieBung der westfalischen Adelsarchive
geleistet. 1961 wurde die Dienststelle in »Landesamt fiir
Archivpflege« umbenannt, um die dem Landesamt fir
Denkmalpflege vergleichbare Aufgabe deutlicher zum
Ausdruck zu bringen. 1980 erfolgte unter Helmut Richte-
ring die Umbenennung in »Westfélisches Archivamt«, ei-
ne Bezeichnung, die dem Vorschlag Glasmeiers 1930 als
»Landesarchivamt« sehr nahekommt.

An dieser Stelle soll der historische Rickblick ber die
Entwicklung der nichtstaatlichen Archivpflege und ihre
sehr vielfaltigen Aufgaben abgebrochen werden. Man-
ches ware noch zu ergénzen, auch auf mancherlei De-
fizite ware hinzuweisen. Zum Abschluss sollen die Prin-
zipien dieser Arbeit noch einmal herausgestellt werden.
Diese sind:

¢ Freiwilligkeit
¢ Subsidiaritat
¢ Dezentralitat

¢ fachliche Kompetenz
e Vertrauen

Zur Freiwilligkeit. Die Arbeit der landschaftlichen Archiv-
pflege ist ein Angebot an die Archivirager. Die Archivpfle-
ge wird dort tatig, wo man die Hilfe in Anspruch nimmt,
sie drangt sich niemandem auf. Das Westfalische Archiv-
amt ist keine Aufsichtsbehérde, die Anweisungen erteilt.
Dies zwingt dazu, sich stets zu bemuahen, mit Argumen-
ten zu uberzeugen. Dies ist sicherlich schwieriger als mit
Anordnungen zu arbeiten, fihrt aber zweifellos zu bes-
seren Ergebnissen.

Mit der Freiwilligkeit korrespondiert das Prinzip der Sub-
sidiaritdt. Das Archivamt wird nur da und nur insoweit t&-
tig, wie es gefordert und von der Sache her notwendig ist.
Grundsétzlich strebt es keine Funktionen an, die die be-
treffenden Archive aus eigener Kraft wahrnehmen kén-
nen.

Hierzu wiederum steht das Prinzip der Dezentralitét in
direkter Beziehung, und zwar funktional wie materiell:
Weder Entscheidungsbefugnisse, noch Archive bzw. Ar-
chivgut sollen zentralisiert werden. Als kommunaler Fl&-
chenverband wiirde beides dem grundséatzlichen Auftrag
der Landschaftsverbdnde widersprechen. Vor allem das
Archivgut soll, wo immer méglich und vertretbar, dort ver-
bleiben, wo es erwachsen ist und wo es hingehért. Dies
gilt fir kommunale Archive in gleicher Weise wie flr priva-
te. Eine Deponierung eines kommunalen Archivs auB3er-
halb der Kreisgrenzen kann niemals eine befriedigende
Lésung darstellen, weder aus archivfachlicher, noch aus
allgemein politischer und kultureller Sicht. Auch Privatar-
chive sollen, wo immer méglich, an ihrem angestammten
Ort verbleiben. Nur dadurch bleiben sie lebende Archi-
ve, deren Bestande regelmafig durch Abgaben der Guts-
und Vermdgensverwaltungen wie auch durch Nachléasse
der Familienmitglieder ergénzt werden. Der dafiir erhéhte
Betreuungsaufwand muss in Kauf genommen werden.

Dass Uberzeugende Archivberatung und fachgerechte
Betreuung nur mit entsprechender fachlicher Kompetenz
geleistet werden kann, versteht sich eigentlich von selbst.
Engagierte Laien kdnnen erheblich dazu beitragen, der
Archivarbeit den erforderlichen Riickhalt in der Offentlich-
keit zu geben. Fachliche Beratungs- und Betreuungsfunk-
tionen kénnen und sollten sie nicht wahrnehmen.

All die bisher genannten Prinzipien sind Grundlage da-
fur, dass die fir die Archivpflege unbedingt erforderliche
Vertrauensbasis hergestellt wird. Der Leiter des Westfa-
lischen Archivamtes von 1974-1987, Dr. Helmut Rich-
tering, betonte immer wieder den altruistischen Ansatz
jeder richtig verstandenen Archivpflege. Archivtrager
oder -eigentimer missen spiren, dass die Archivpfle-
ge ihrem Archiv, der Allgemeinheit und der Erhaltung
von unersetzlichem Kulturgut dient. Deshalb muss sich
die Archivpflege als Sachwalter des jeweiligen Archivs
verstehen. Dies gilt fir kommunale Archive ebenso wie
fur private. Zweifellos konnte in den 75 Jahren, in denen
auf dem Gebiet des heutigen Landes NRW nichtstaatli-
che Archivpflege betrieben wird, ein solides Vertrauens-
verhaltnis zu den privaten, kommunalen und kirchlichen
Archivtragern aufgebaut werden konnte. Dies zu erhal-
ten, ist oberstes Gebot. Der Aufbau eines solchen Ver-
haltnisses erfordert Zeit, Geduld und Sensibilitdt, um es
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auf Dauer zu bewahren, muss diese Arbeit mit Zuverlas-
sigkeit und Kontinuitat fortgesetzt werden

Literaturhinweise

Heinrich Glasmeier. Vom nichtstaatlichen Archivwesen
Westfalens, in: Archivalische Zeitschrift 39, 1930, S. 81—
13; Eugen Meyer. Die Téatigkeit der Archivberatungsstel-
le fir Westfalen, in: Westfalische Forschungen 1, 1938,
S.263-267; Franz Herberhold: Archivpflege — wesen-
hafter Bestandteil der landschaftlichen Kulturpflege, in:

Selbstverwaltung einer Landschaft. Initiativen und Auf-
gaben am Beispiel Westfalens, hg. v. Ludger Baumeister
u. Helmut Naunin, Stuttgart 1967, S. 133—-176; Helmut
Richtering: Fiinfzig Jahre landschaftliche Archivpflege.
Die Sorge um die nichtstaatlichen Archive in Westfalen,
in: Archivpflege in Westfalen und Lippe Heft 9, 1977, S. 3—
15; Norbert Reimann: Die Sorge um die Archive als Auf-
gabe der landschaftlichen Kulturpflege in Westfalen. Ge-
schichtlicher Riickblick und gegenwartiger Stand, in: Der
Marker 45. Jg., 1996, Heft 2, S.139-153



	Beiträge
	von Werner Frese
	54. Westfälischer Archivtag in Rheine
	von Karl Teppe
	Begrüßungsrede zum 54. Westfälischen Archivtag in Rheine
	von Wilhelm Niemann
	von Norbert Reimann
	Kommunales Engagement und Privatinitiative –75 Jahre nichtstaatliche Archivpflege in Westfalen
	Horst Conrad
	Die kommunale und private Archivpflege in Westfalen in Gegenwart und Zukunft
	Rickmer Kießling
	Seminare, Archivkartons, Internet ... – Die Unterstützungen der regionalen Archivpflege durch die zentralen Dienste des Westfälischen Archivamtes
	Klaus Pradler
	Archivpflege in der Wirtschaft. Ein Bericht aus der Sicht ­eines Archivars im Westfälischen Wirtschaftsarchiv in Dortmund
	von Michael Gosmann
	Erwartungen an die kommunale Archivpflege aus der Sicht eines mittleren Stadtarchivs: Stadt- und Landständearchiv Arnsberg
	von Monika M. Schulte
	Erwartungen eines Stadt- und Kreisarchivs an die ­kommunale Archivpflege
	von Beatrix Pusch
	Erwartungen an die kommunale Archivpflege aus der Sicht eines Kreisarchivs
	von Peter Wirth
	Erwartungen an die kommunale Archivpflege aus der Sicht eines Gemeindearchivs
	von Thomas Wolf
	Erwartungen an einen neu zu gründenden Archivarbeitskreis im Kreis Siegen-Wittgenstein
	von Josef Börste
	Möglichkeiten und Grenzen der fachlichen Zusammenarbeit auf Kreisebene
	von Josef Börste
	Möglichkeiten und Grenzen der fachlichen Zusammenarbeit auf Kreisebene
	von Hartwig Walberg
	Perspektiven der archivarischen Aus- und Fortbildung in Deutschland1
	von Frank M. Bischoff
	Die Ausweitung archivischer Informationsvermittlung im nordrhein-westfälischen Internetportal und der Beitrag der Archive
	von Katharina Tiemann
	75 Jahre nichtstaatliche Archivpflege in Westfalen. Festveranstaltung des Westfälischen Archivamtes im Erbdrostenhof in Münster am 24.5.2002
	Das Informationsfreiheitsgesetz NRW (IFG-NRW) und seine unmittelbaren Auswirkungen auf kommunale Archive
	Möglichkeiten für eine Zusammen­arbeit zwischen kommunalen und staatlichen Archiven. Zur Bewertung des Schriftgutes der Bezirksregierungen in NRW
	Elbehochwasser – Hilfsmaßnahmen des Westfälischen Archivamtes
	Gründung eines Archivarbeitskreises im Kreis Siegen-Wittgenstein
	Tagung des International Council on Archives, Sektion Wirtschaftsarchive, in Heidelberg
	Regionaltagung der Ordensarchivare in Münster
	Fortführung des gemeinsamen ­Internetportals www.archive.nrw.de
	Auswandererdaten digital erfasst
	Findbücher des Stadtarchivs Werne
	Vom Wert alter Papiere. Anregungen für Vereine, Verbände, Organisationen, Firmen, Hofesbesitzer und andere Privatpersonen zum Aufbau eines Archivs
	Stadtarchiv Neuenrade in neuen ­Räumen
	800 Jahre Familie von Wrede



